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roblembericht und Zeitgeschehen
Zur_Situation des Hochschulavuesens ın der BRD (I)
Diıe Diskussion über die Hochschulreform fullt ın den des Bruttosozialproäukts für den Bıldungssektor 1mM all-
etzten Jahren nıcht ”xu  - die Aktenschränke der ıinıste- gemeınen und die Hochschule 1m besonderen aufwen-
yıal- und Bildungsbürokratie, sondern noch mehr dıe den
Spalten der Tagespresse. Auch atholische Gremien ha- Als weıtaus schwieriger erweıst sıch jedoch die Frage,ben Hochschultragen wiederholt beraten, ohne daß sıch her INna  —_ iın der Geschwindigkeıt, mi1ıt der die Zahl der
ıhr Beıtrag bisher besonders profiliert hat Es ıst nach WILE Studenten wächst, qualifizierte Hochschullehrer nehmen
WDr gerade gen der Vielzahl der Diskussionsbeiträge, oll Hıer andelt sıch eın Problem, das 1Ur über
Forderungen un Meınungen gualifizierter und wenıger einen längeren Zeıtraum hinweg gelöst werden kann
qualifizierter Diskutanten außerst schwierig, uber die (SP= falls realistisch geplant wırd.
samtproblematik Hochschule einen sachdienlichen ber- Dıie unverhältnismäßig rasch wachsenden Studentenzah-
blick behalten. och folgt bereits jetzt nach einer lan- len, dıe 1mM Verhältnis dazu nıedrige Zahl VO  —_ Protessoren
sgen Periode ıdeologischer Überhitzung 2Nne Phase der und der sprunghaft siıch vermehrende und zugleich schnell
Ernüchterung, die zugleich unter dem Zwang der Ver- veralternde Wiıssensstoft in allen Diszıplinen bringen Un-
wirklichung des Realis:erbaren ın Konkurrenz siıcherheit und Unzufriedenheit MmM1t den bisherigen Metho-
deren Zielen „Innerer Reform“ steht. Gerade ım jetzıgen den der Wiıssensvermittlung und des Studiums mıt sıch
Augenblick dürfle deshalb 2INne hrıtische Sıchtung un 7 u- Die bisher praktizierten Lehr- und Lernmethoden sınd
sammenfassung VDO  > Nutzen sein. Wır versuchen SZE ın ZU größten Teil ungee1gnet für einen modernen Wıssen-
drei Schritten. In dem hier Jolgenden ersien Beıtrag ayıird schafts- und Forschungsbetrieb. SO 1St dıe Universität zZu
über dıie geschichtliche Herkunfl der Probleme un über didaktischen und methodischen Experimentierfeld SC-dıe Entwicklung seıt 7945 berichtet. In einem zayeıten worden.
Beitrag sollen dıe bildungs- und gesellschaftspolitischen Das weıtaus schwierigste Problem jedoch 1St dıe biısher
Aspekte der Reformdiskussion dargestellt werden. In ungelöste rage nach dem Selbstverständnis der modernen
einem dritten, abschließenden Bericht z ird eın Überblick Universität, nach Ziel und Funktion der Hochschule.
uber die bisherigen und die geplanten Reformen folgen. Eıner repräsentatıven Gruppe, welche dıe NEeUuUe Un1iver-

sıtät AUS den Wurzeln der Humboldtschen Unı1iversitäts-
Wıiıe ın allen Bereichen des drn Bıldungswesens ıdee wiıll, stehen andere Gruppen gegenüber,zeichnet sıch auch 1m Hochschulwesen 1ıne Bıldungs- VO denen dıe sozıialıstisch gepragte Linksbewegung der
miısere ab, deren Ursachen vielschichtig sind: eın Sprung$s- Studenten ın den etzten Jahren 1n besonderem aße dıe
haftes Ansteıgen der Studentenzahlen, 1m Vergleich dazu Aufmerksamkeit der Offentlichkeit erregt und für den
eın schleppender personeller un sachlicher Ausbau der Fortgang der Diskussion große Bedeutung hat
Hochschulen, das Fehlen einer der Sıtuation In der: Oftentlichkeit zußert sıch der Umbildungsprozeißgepalßten Hochschuldidaktik, und besonders graviıerend: 1n den oft spektakulär Aausgetragenen Auseinandersetzun-
iıne tiefgreifende Unsicherheit 1mM Selbstverständnis der gCn zwıschen den einzelnen ochschulinternen Gruppen,Universität. 1n der etzten eıt besonders augenfällig In dem rüden
Dıie Uniiversıiıtäten sınd dem Änsturm der Studenten nıcht Protest studentischer Gruppen. Gerade der Studenten-
gewachsen. Der se1ıt einıgen Jahren forcierte Ausbau be- PrOtEeST, der seıt einiıgen Jahren das Tagesgeschehen be-
stehender Universitäten und die Gründung Uni1- herrscht, 1St aber dazu angetan, für den Außenstehenden
versitäiäten hat den bestehenden Engpafßs nicht beseitigen die eigentliche Reformproblematik und dıe VO allen
können schon das 1STt eın vielschichtiges Problem, das Beteiligten geleistete konstruktive Arbeit verdecken.
jedoch immer noch eiınem guten Teil 1im Bereich finan-
zieller Lösbarkeit lıegt und durch ıne Umstrukturierung Grundthemen der Retormdiskussion
des Haushalts, eLWwW2 ın dem Sınne, w1e€e ıhn andere Länder
längst vollzogen haben, gelöst werden könnte. Dıie Bun- Die Grundtorm der Universıität, wıe S1€e sıch im Mittel-
desrepublik gehört ımmer noch den Ländern, dıe 1im alter ausgebildet hat erstmals 1200 ın Bologna
Vergleich anderen eiınen verschwındend geringen Teil und Parıs 1STt der CENSC Zusammenschluß 919}  s Lehrenden
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un Lernenden einer intensiven Lern- und Lebensge- erfochten hatten, wurde den deutschen Un1iversitäten die
meinschaft, 1im Miıttelalter bezeichnet als „Unıversıitas pPro- Autonomiue durch fürstliches Privileg verliehen. Die deut-
tessorum et scholarıum“ bzw „studentium“. Dieser Pa1s sche Universität stand daher von Anfang ın eiınem
sammenschlu{fß bildet ıne der Wurzeln der abendländı- NSCH Förderungs- und Abhängigkeitsverhältnis z I
schen Uniiversıität und 1St aller Wandlungen und weılıgen Stifter. Dieses Verhältnis verbürgte eiınerselts
Umgestaltungen als Leitthema un Grundıdee bıs ZUr die notwendiıge fnanzielle Sıcherung der Autonomıie, be-
heutigen Suche nach eiıner Neugestaltung der Universität gründete aber andererseıts eıiınen bestimmten Anspruch
lebendig geblieben. des Förderers dıe Universıität, der sıch 1n den meısten
Besonders eutlich wiırd die bindende raft dieser mensch- Fiällen 1ın der Forderung nach Ausbildung VO qualifizier-
lıchen Urbeziehung zwıschen Lehrer und Schüler, die sıch ten „Staatsdienern“ außerte. Diese Indienstnahme Lrat

besonders 1M Absolutismus und in der NS-Zeıt 1n den1ın jenen ersten Universitätsgründungen ausdrückte, in
Sıtuationen, ın denen die verfestigte Institution Unıiver- Vordergrund: Di1e Universiıtäten wurden lediglıch unter
s1tät zerstOrt wird, w1e ın besonders auffälliger Weise dem Aspekt der abhängigen Ausbildungsstätte gesehen
während der NS-Herrschaft der Fall wa  — Damals WUI- und gefördert.
den Zusammenschlüsse VO Protessoren . und Dıie extreme Gegenposıtion Konzept der Universität
Studenten autf privater Ebene ın der eıt Strengster Re- als Dienstleistungsbetrieb des Staates wurde ın der eıt
glementierung VO  x außen Keimzellen des Wıderstands des Deutschen Idealısmus ftormuliert als Anspruch der

dieses System und gleichzeltig Keimzellen einer Uniıiversität auf uneingeschränkte Autonomıie, auf
Neuorganısatıon der Universität in der Nachkriegsepoche Selbstbestimmung ın allen Bereichen VO  $ Forschung und
un ZUuU Anlaf einer Neubesinnung auf Funktion un Lehre eın Anspruch, der ın Humboldts Maxımen „Eın-

samkeıt und Freiheit“, „Einheit der Wissenschaft 1n derAufgabe der Universität überhaupt.
urch den Zusammenschlufß VO  — Professoren und Studen- Philosophie“, „Einheit VO Lehre und Forschung“, be-
ten einer a  n Lebensgemeinschaft entstand ıne sonders aber ın seiner Konzeption des Staates als „Kul-
eigenständıge gesellschaftlıche Gruppe, dıe sıch VO  3 An- turstaat“ Ausdruck tand Diese Forderung nach uneinge-
fang VO der s1e umgebenden Gesellschaft abhob und schränkter Autonomıie wurde WAar n1€e voll verwirklıicht,
sıch 1n eınen gewı1ssen Gegensatz zu ıhr stellte. Dieser S1E blieb jedoch als ıdeeller Anspruch der Unıiversität
Aussonderungsvorgang außerte sıch zunächst 1n der Aus- den Staat bestehen und wirkt als elınes der stärksten Mo-
bildung eıner internen Selbstverwaltung einschließlich tıve ın die Retormdiskussion nach 1945 hinein.

Von der Idee einer uftfonome Universität her lassen sıcheıgener Gerichtsbarkeit, die sıch die Eingriftfe der
okalen geistlichen und städtischen Behörden Zur Wehr die Erziehungs- und Bildungsziele Humbaoldts interpre-
sSetIzZie Dıiese Entwicklung wurde begünstigt durch Privı- tıeren, die 1im Laute der Geschichte verschiedene Akzen-
legien VO Kaısern und Päpsten Der Selbstbehauptungs- tulerungen erfuhren: ıne erziehungs- oder iıne kultur-
wille der Jungen Unıiversitäten WAar ausgepragt, dafß N staatliche Akzentulerung, Je nachdem welche Seıte, Staat

oder Universıität, ihren Anspruch auf Führung durch-1m Konflikrttall eiınem gemeinsamen Exodus VO  $ Pro-
fessoren und Studenten kam, die sıch 1n eıner toleran- setizen konnte. Im „Erziehungsstaat“ werden dıe Erzie-

Umgebung eıner UnıLunversität tormierten. hungs- und Bildungsziele VO Staat bestimmt, der die
Universität als „Ausbildungsfabrik“ für ıne ın der Ge-Aus der stark empfundenen iınneren Zusammengehörig-

keit entwickelte sıch 1m Laufe der eıit die Forderung nach sellschaft benötigte Führungselıte benutzt. Im „Kultur-
Autonomie der Unıversität weıt über die ursprünglıchen StAat“, W 1€e ıh Humboldt definierte, wırd dıe Universität
Privilegien der Selbstverwaltung hinaus. Dıiıe Ausfaltung als eigenständıge selbstverantwortliche Institution g-
des Autonomiegedankens und seiıne Verteidigung CN- Öördert nach der ıdealistischen Überzeugung, da{ß AUS

dem Prozefß der freıen Entfaltung des schöpferischenüber den ımmer wıeder erhobenen Ansprüchen der Ca
sellscha + und des Staates hat das Schicksal der Univers1i- Geıistes die für die Gesellschaft nötıgen Führungskräfte
tat als Sondereinrichtung iınnerhal der Gesellschaft bıs hervorgehen.
ın die Auseinandersetzungen die Neugestaltung der In der Gegenwart stehen dıe beiden Posıtionen An-
Unıiversıität ın der Gegenwart bestimmt. spruch des Staates und der Gesellschaft (auch der Wırt-
Der Sonderstatus der Universität 1mM Miıttelalter bedeutet schaft) die Ausbildungskapazıtät der Hochschulen und
VOTr allem die Aufhebung der ständıiıschen Struktur der Anspruch der Uniuversität auf eigene Bestimmung ihrer
mittelalterlichen Gesellschaft ım Universitätsbereich Arbeitsziele und -methoden einander gegenüber. Dıie
der Anteil VO Söhnen AUuUS Famılien VO  —_ Bauern, and- Diskussion wiırd VO beiden Seıiten mMIit großer Schärte BC-
werkern und Kleingewerbetreibenden Wr erstaunlıch führt, wobei dıie Fronten QqUeCr durch alle gesellschaftlichen
hoch (Hıerzu un Zzu folgenden: Schelsky, FEınsam- und politischen Gruppen hindurch verlauten.
keit und Freiheit. Idee und Gestalt der deutschen UnıLiver- So wird dem wachsenden Leistungsanspruch der moder-
S1tät und iıhrer Reformen, rde 17172 Reinbeck nen Industriegesellschaft immer wieder das Ideal Hum:-
Dieser Anspruch der Universität blieb in der Auseinander- boldts entgegengehalten, das be]l aller Antiquiertheit der
SETZUNgG mıt der Gesellschaft lebendig un artiıkulierte sıch institutionellen Verwirklichung ZAUEE: eıit Humboldts die

1im Jahrhundert als Forderung, die Universität ideelle Lebendigkeıt ewahrt hat Dıie Humboldtsche Bil-
dungsidee hat sıch wıe Schelsky anläßlich des 200jäh-Aus dem ‚Elend des bürgerlichen Daseins“ herauszuheben

(Fıchte), nach dem FErsten Weltkrieg 1n der Forderung rigen Geburtstages Humboldts außerte, als ıne der
nach Aufhebung der Klassenschranken; nach dem Z weıten wenıgen ungebrochenen geistigen Traditionen der deut-

schen Kultur erwıesen.Weltkrieg 1n der Forderung des Zugangs ZUuUr Universität
für alle Bevölkerungsschichten. Dıie Grundlage für Lehre und Forschung esteht nach
Im Gegensatz den Universitäten ın Frankreich und Humboldt in „Einsamkeıt und Freiheit“. An diesem elt-
Italıen, die ıhren Autonomieanspruch in harten Kämpfen bild hat sıch nach Humboldt die gesamte Organısatıon
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der Uniwversıität Orlıentieren. Auch heute wırd als ın yabe der Zukunft ISt C5S, die Spielregeln für eine solche
Kernproblem die Erhaltung der Produktivität des For- Partnerschaft entwickeln.
schers erkannt und dessen weıtgehende Entlastung VON

den pragmatiıschen Ansprüchen der Umwelr (Befreiung Il Zur Geschichte der deutschen Universität
vVvom UÜbermaß der Verwaltungsaufgaben un Lehrver-
pflichtungen) verlangt. Dıie heutige Reformdiskussion kann 11UT durch dıe Kennt-
Tatsächlich ISt jedoch sowohl dıe „Freiheit“ als auch „Ein- Nn1ıS der Auseinandersetzungen zwıschen Staat und UnLuver-
samkeıt“ des Hochschullehrers durch ın UÜbermafß S1tÄT, insbesondere dem Gesichtspunkt des Kampftes
außerwissenschaftlichen Verpflichtungen dermafßen einge- dıe Autonomuıie, verständlich werden. Deswegen IMNUS-
ENST, da{fß d1e Forderung Humboldts nach Einheıit VO sen die wichtigsten geschıichtlichen tappen kurz repliziert

werden.Forschung und Lehre schlechthin illusionär wirkt, da{fß
I1n eher geneıgt K als Alternativlösung eine Trennung Schon 1in den ersien Universitätsgründungen 1m 13 und
VO  > Forschung un Lehre hinzunehmen. In CHSCH Z Jahrhundert zeigt sıch eın tür dıe Entwicklung der

1Abendländischen Universität charakteristischessammenhang mMıt der Maxıme „Einsamkeıt un Freiheit“ Span-
sah Humboldt dıe Forderung nach Lehr- und Lernfrei- nungsverhältnıs zwıschen UnıLversität einerseılts und Ge-
heit ıne Forderung, dıe dem Hochschullehrer dıe freie sellschaft und Staat andererseıts, das sıch anfangs ın der
Wahl VO Forschungsziel und -inhalt garantıert, dem Aussonderung VO Professoren und Studenten artıku-
Lernenden dıe freie Gestaltung se1ınes Studıums ermOg- hıerte. Diese Gemeininschaft nahm gegenüber der Bevor-
lıcht mundung durch Kırche und Staatsmacht das Recht der
War schon diese treiheitliche Gestaltung VO Forschung Autonomıie ın Anspruch. Damıt Wr 1 Bıldungswesen
un Studıum Humboldts Zeıten 11UT 1mM Bereich der des Mittelalters ın Raum der freıen Beschäftigung MT
Geisteswissenschaften verwiırklıichen das Studiıum der Wissenschaft und der Suche nach Wahrheit eröftnet
1n Jura, Medizın, Theologie verlief schon ımmer nacC| ‚ Üıhnlich wıe ın den Akademiep des alten Griechenland
latıv festgelegten Studienplänen ISt s1e heute WESCH bestanden hatte.
der Spezıalısierung und der gleichzeitig geforderten Küur- Dıie Universitätsneugründungen der folgenden Jahrhun-
ZUNg der Studienzeıit nahezu tür alle Dıiıszıplinen unmOg- derte stehen insofern ın der Tradıtion der mittelalter-

lichen Uniwversität, als S1e deren Leitthemen in der Jewel-lıch gveworden.
Auch die Konzeption der „Einheıt der Wiıssenschaften“ (ın lıgen Zeıtauspragung wiederholen: entstanden ım
der Philosophie) wiırd noch heute als „unaufhebbare und 16 Jahrhundert zahlreiche Universititen (u
Grundaufgabe Wissenschaftssystems“ bezeichnet Freiburg D Frankfurt/Oder) 1 Geıiste dCS Humanıs-

Schelsky, Abschied VO der Hochschulpolitık, 162) IMUÜS, 1im und Jahrhundert die Universitäiäten Mar-
Allerdings wırd dıese Einheit nıcht mehr W 1 Hum- burg A Lahn und Innsbruck 1m Zuge der Konftessions-
boldts eıten ın der Philosophie gesehen, sondern ıin der kämpfe. Unter dem Einflufß der Aufklärung wurden die
Kooperatıon der Spezlialdıiszıplinen über dıe Fachgrenzen Universititen Halle und Göttingen vegründet, wiährend
hinweg (Errichtung interdıiszıplınärer Institute, Wıssen- die eıit der preußischen Reformen S1C] hre Un1iversitä-
schaftszentren un Forschungsgruppen). ten Berlin Breslau (1811) und onn 1818) schuf.
Dıie Humboldtsche Konzeption entchält neben dem Aspekt Dıie Hilfte des zwanzıgsten Jahrhunderts 1STt VOI

der Selbstverwirklichung und Selbstbestimmung des Ge1- allem durch dıe Entwicklung VO aturwissenschaft un
sSies den weıiterführenden Aspekt der Selbstversittlichung Technik bestimmt, dıe iıhren eıgenen Hochschultyp Im

Universitätsrang, die Technische Hochschule, hervor-des Menschen durch den Geıist, durch den mgang
MI1t Wissenschaft wırd der Mensch ın seinem sıttlıchen brachten. Na  cn dem Zweıten Weltkrieg kam durch die
Kern epragt. Die Universıität 1St daher ıne Instiıtution einseitige Entscheidung tür den Ausbau der bestehenden

Universitäten nıcht dem den Zeitansprüchen VOLder Selbsterziehung. In der heutigen Dıskussi:on wırd die-
ST Bildungsauftrag der Unıiversıiutät vornehmlıich VvVers{tian- allem der erhöhten Anforderung A qualifizierte Ausbil-

dung entsprechenden Zahl VO Neugründungen. YrStden als Hinführung des Akademikers ZzUu  - Rationalıtät
und Sachlichkeit in allen Lebensbereıichen, Zzur geistigen se1it Mıtte der sechz1ıger Jahre sınd 1mM großen Umfang
Oftenheıt, ZUr Kritikfähigkeit und nıcht zuletzt SA Universitätsneugründungen durchgeführt worden, —

Selbstkritik. be] jeweıls der Versuch IN TETHOMMIMMIEG wurde, moderne
Die Humboldtsche Auffassung des Verhältnisses VDO  i Reformbemühungen verwirklıchen.
Staat und Universität ßr sıch zweıtellos aM schwersten
1ın dıe Gegenwart übertragen: der (idealistische) Staat Dıe Humboldtsche Reform
WAar VvVon Humboldt auf dıe Uniiversıität bzw autf dıe Ge-

Dıe eigentlıche Geschichte der deutschen Universität be-währleistung ihrer Autonomıe hın konzıpiert. Dıie Inter-
dıeses Staates und der Unıihversität stimmen sehr einnt ungeachtet der Entwicklung deutscher Universi-

übereın, dafß Humpboldt dem Staat selbst Kontrollfunk- Aaten se1t dem Jahrhundert NIt der Artikulatiıon
der Humboldtschen Universitätsidee 1m Zeıchen des deut-tiıonen über die Universität zugestehen konnte, ohne de-

ren Autonomıe gefährden. In der Gegenwart sehen schen Idealısmus. Be1 Humboldt nden jene ursprung-
sıch die Vertreter der absoluten Autonomıie der UnıLıver- ıchen Leitthemen der mittelalterlichen Universität hre
Sitat eiıner ungleich dringlicheren Forderung nach Ausbil- pragnante, philosophisch-weltanschaulich begründete
dung gegenüber, als dıes Humboldts Zeıten der Fall Formulierung, dıe bıs in dıe Gegenwart dıe Diskussion

um das Selbstverständnıis der deutschen Universität be-Wa  — Dıie UnıLiuversität kann siıch dem berechtigten An-
spruch der Gesellschaft nıcht entziehen und erhoftt sıch stiımmt u nd VOIN der nıcht 1Ur dıe aAltere Generatıon

der Universitätsprofessoren auch heute noch zutiefstdie Wahrung ihrer Autonomıie AUS der Herstellung eınes
Partnerschaftsverhältnisses Staat und Wirtschaft. Aut- durchdrungen 1St Dıie geistige Katastrophe, VOTL der dıe
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Universität steht, ist ausgelöst durch den Zweıtel JEs gyangssıtuation nach dem Ersten Weltkrieg erforderte Ühn-
nen Leıitideen Humboldts, der. sıch VO allem ın der STU- lıch w 1€e die VO Humboldt vorgefundene Situation nach
dentischen Protestbewegung artıkuliert. dem Zusammenbruch des Ancıen regıme ıne veistige Kom-
Die Universitätsreform Humboldts stehrt 1M besonderen pensatıon der natıonalen Nıederlage, dıe sıch 1 beiden

Fillen als eın moralıscher und wıssenschaftlich-ideeller Bıl-Sınne dem Thema der Auseinandersetzung zwischen
dungsappell zußerte. Der damalıge preufßßische Kultus-Staat und Unıwwersität. Der Machtanspruch des

Staates yegenüber der Universität während des Absolu- mınıster Becker WAar der Inıtıator un Motor dieser
t1SMUS auf der eiınen Seıte, rief auf der anderen ıne eben- Bewegung. om Wesen der deutschen Universıität, KZ5

Forderung nach utonomıe der Universität Seine Absıchrt WAar CS 1mM Sınne der Humboldtschen Uni1-
hervor. Der absolutistische Staat MT seiınem wachsenden versitätsıdee dıe Autonomıie der Hochschule gegenüber
Bedarf z wissenschaftlıch ausgebildeten Beamten sa ın dem Anspruch der Gesellschaft festigen. Dabei Zing
der „Hochschule“ eı ausschließlich dıe Ausbildungsstätte ıhm nıcht 1U un ıne institutionelle Reform, sondern
für seıne Bürokratıie, W 4A5 auf der Ebene des Landesfür- ıne Regeneratıon der UnıLversität durch Orientierung
SsStentums tolgerichtig um Territorialiısmus, einer der dee der „reinen Wiıssenschaft“ „innere Freiheit
Bevorzugung der Landeskınder un 1m anzen um beliebiger Fragestellung“), ıne Posıition, welche dıe
Provinzıialismus tührte. VO Humboldt geforderte r1g0r0se Trennung W  - Wıs-
Nach dem Zusammenbruch Preußens bot sich ıne histo- senschafl und Berufsausbildung erneut betonte vegenüber
rische Chance, dıe Machtverhältnisse zwıschen Unıiversi- dem steiıgenden Bedürfnis der Industrie nach spezialısier-
Gat und Staat 11  = bestimmen und dıese Chance ten Fachkriäften un dem daraus resultierenden Ausbil-
wurde genutzt! Humboldt S  es dem Staat in seıner Kon- dungsanspruch dıe Universität. Becker gelang —-

Sar, den Autonomieanspruch der Hochschule 1mM Sınnezeption dıe Rolle des uneıgennützıgen Förderers der Uni1-
berufsfeindlicher Wissenschaftlichkeit SCSCH die Linkspar-versität Zzu Im Gegensatz den übrıgen westlichen LAN-

dern, ın denen dıe machtpolitische und ökonomische AÄAn- telen behaupten, dıe un erstenma| A der Regıe-
wendbarkeit wissenschaftlicher Ergebnisse längst Bestand- rungsverantwortung beteiliıgt ıne Indiıenstnahme der
teıl des UnıLversitätsverständnisses Wr (W.Nitsch, och- Unıhuversität A1S Ausbildungsinstitution besonders fur dıe

unferen Volksschichten verlangten. Als Zugeständnıis die-schule Sozi0ologische Materıalıen, Heıdelberg: Quelle
und Meyer FG K3 konnte sıch ın Deutschland Wıs- SCr polıtıschen Gruppe gegenüber übernahm dıe For-
senschaft noch 1m Sınne der spekulatıven Philosophie als derung nach Oftnung der Unı1iversıität für alle Bevölke-
„reine Wissenschaft“ interpretieren: „<AUuUS der Tiefe des rungsschichten. Im Jahrhundert hatten nämlich die

Hochschulen einen Grad Exklusivität erreıcht, der S1€Gelstes heraus geschaften“, nıcht „durch Sammeln 1n-
tast ausschliefßlich ZUr Ausbildungsstätte des privilegier-SIV aneinandergereıiht“ Humboldrt nach Nıtsch,

Hochschule, 13) Der Staat selbst sollte in Humboldts ten Bürgertums machte.
Konzeption dıe „Reinheıit der Wissenschaft“ garantıeren.
Damıt War dem Staat eın Instrument 1in dıe and DE- Dıe deutsche Unıversität 1 Drıitten Reıch
geben, das ıch auch SEeSgCN den Autonomieanspruch der
Universität verwenden 1e6ß Schon ın der Restauratıions- Der Nationalsozialısmus stand der Univérsität Aaus iıdeo-
epoche nach d€l‘n Wıener Kongrefß (1814/15) zeıgte S1C] logıschen und soz10logischen Gründen tremd bıs teindlıch
die Doppelschneidigkeit der Humboldtschen Idee eınes gegenüber; s1e wurde als Brutstätte „internationalıstıi-
Kulturstaates. Mıt dem FEınsetzen romantischer Ströomun- scher“ Gesinnung bezeichnet, hre Autonomıe als „Dorn-
SCn verfiel die VO  e} Humboldt postulierte Interessengleich- röschen-Idylle“ verhöhnt, der auf 1bsolute Objektivität
heit VOnNn Staat un Universıität. Um der ıdea- verpflichtete Wissensbegrift des klassıschen Liberalismus
lıstisch-klassizistischen Geiliste gepragten Unhversität dıe als „längst überwundener Ungeıst des Rationalısmus“
Bildungs- und Erziehungsideale der Romantik heimisch abgewertet. (G. Rühle, Das Dritte Reich Dokumenta-

machen, ehrten Staat un Gesellschaft der Romantiık rische Darstellung des Autbaues der Natıon L, Berlin
folgerichtig eiıner Reglementierung der UnıLversität Das Ca Programm für dıe UnıLuversität sah ıne
zurück. Synthese aller Spezialwissenschaften SOW1€e ıne CNAEC Ver-
ach dem Sturz der restauratıven Mınisterien ın den bindung zwıschen Wissenschaft un Polıitik VOT Es ent-

deutschen Liändern 1m März 1848 schlug das Pendel wI1e- stand jedoch keın natiıonalsozıalıstischer Unı1versitäts-
der un Dıie Unıiversitäten meldeten sıch MT ıhrer For- 1mM eigentlichen Sınn. Erreicht wurde alleın die p \
derung nach mehr Autonomıie Wort Neben d1e DTro- ıtische Indoktrinierung der Hochschule un dıe tort-
klamierte Erneuerung der „Reıinheıt des wissenschaftlıchen schreitende Zerstörung ıhrer überkommenen Struktur

Maıer, Nationalsozıalistische Hochschulpolitik. In DıiıeAuftrages der Unıiuversitäten“ trat der Wunsch, dıe Bor-
boratıve Selbstverwaltung unftfer Einbeziehung der bis- deutsche Universität 1mM Dritten Reıich, München 1966,
lang nıcht inkorporierten Extraordinarıen und Privat- 71—102). Der wahren Einschätzung der UniLversität
dozenten zu verstärken. Erstmals gebildete „Professoren- xab der preufßische Kulturminister ust wıe folgt Aus-

druck nıcht dıe Universität, sondern das Arbeıitslager se1parlamente“ und Reformvereinigungen AFn Träger der
die wahre Schule, dıe ur Führung der deutschen NatıonReformbestrebungen. Im September 1845 Lrat in Jena

iıne beratende Versammlung aller deutschen UnıLversitä- berechtige (August Dıie Eingrifte des Regımes in
ten ZUSamMMenN, die S1C] ME Forderung einer Universitäts- die Struktur der Unınversitäiäten ıußerte sıch sowohl 1ın
CErNCUErUNg 1m Sınne der Humboldtschen dee bekannte eiıner rıgorosen Aufhebung der Unkbversitätsautonomie als

auch in der inhaltlıchen Festsetzung Bildungszieleneıne akademıiısche Willenskundgebung, der dıe polı-
und „ nhalten. Oberstes Ziel Warlr dıe radıkale Polıitisie-tische Realisierung einstweılen VeErSagt blieb TrSt NIt Be-

YInn der Weimarer Republık wırd dıe Reform der Uni1- rung; dıe ‚deologische Gleichschaltung aller UnıLıver-
versität wıeder in Angrıift yENOMMEN. Dıie politische Aus- sıtätsgruppen ın Umstrukturierungsprozefß on
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DE  R  En  A  . N  R  RX  SRn n  A E EL  kE  z  e  heblichen Ausmaßen, der aller bis dahin vertrétén?n Ziel-  Die'urs_p;ünglidx noch kuratoriale UniQefsitätsveffässung  setzung der Universität Hohn sprach; gegen den sich  wurde 1949 durch eine „Vorläufige Arbeitsordnung der  jedoch von seiten der Universität kei  p nennenswerter  Universitäten“ abgelöst. Die Veränderung betraf vor  Widerstand erhob.  allem eine verstärkte Stellung des Rektors innerhalb der  Hochschule. Der unmittelbare Einfluß des Staates und der  Die Selbstverwaltung wurde durch Einführung des Füh-  rerprinzips abgeschafft: die Universitätsrektoren wurden  Partei wurde gesichert durch die staatliche Ernennung  fortan vom Kultusminister ernannt, die Dekane der Fa-  von Prorektoren, ferner von Bibliotheks- und Verwal-  kultäten: von den Rektoren. Der größte Teil der Hoch-  tungsdirektoren.  schullehrer wurde in der NS-Dozentenschaft zusammen-  Die Zahl der Hochschulen wurde stark vermehrt. Die  gefaßt. Die Habilitation war seit 1934 von der politi-  Studiengänge wurden gestrafft und durch ein für alle  schen Bewährung und dem „Ariernachweis“ abhängig.  Fächer obligatorisches Grundstudium in marxistisch-leni-  Alle „Kommunisten“, „Nicht-Arier“ und „Unzuverläs-  nistischer Gesellschaftswissenschaft ergänzt.  sigen“ wurden aus ihren Ämtern entfernt („Gesetz zur  In der BRD begann 1945 die Wiedereröffnung der Uni-  Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom 4.7.33).  versitäten zunächst unkoordiniert in den drei Besatzungs-  Die Entlassungsquote belief sich im Reichsdurchschnitt auf  zonen und wurde erschwert durch die im Zuge der Ent-  fast 15%o, an einigen Universitäten auf 32°%o. In beson-  nazifizierung von den Militärregierungen verfügten Ent-  ders hart betroffenen Fächern (Medizin, Biologie, Staats-  lassung von ca. 5000 Hochschullehrern. In der britischen  recht, Soziologie) kam es zur Ausrottung ganzer For-  Besatzungszone konnten sich schon im September 1945  Vertreter der Universitäten auf der Rektorenkonferenz  schungsrichtungen. Die bildungspolitische Aktivität der  Nationalsozialisten erreichte mit der Schaffung eines eige-  in Göttingen treffen, während in der amerikanischen Be-  nen Reichsministeriums für Wissenschaft einen Höhepunkt.  satzungszone erst im November 1946 ein solches Treffen  (Heidelberg) möglich war, auf dem die Wiederherstellung  Die Kompetenz der neuen Behörde erstreckte sich auf die  gesamte Personalpolitik der Hochschulen. Bis 1939 wur-  der Universitäten beschlossen wurde. Kurz zuvor (Juni  den 45%0 aller wissenschaftlichen Beamtenstellen im Reich  1946) hatten sich Vertreter aller vier Besatzungszonen  zum ersten Marburger Hochschulgespräch zu einer ersten  umbesetzt. Trotz aller Gleichschaltungsmaßnahmen ge-  lang jedoch die Identifizierung der Hochschule mit dem  Reformdiskussion getroffen.  Nationalsozialismus nicht vollkommen. Deshalb gründete  Behinderte Reformansätze  der NS-Staat universitätsunabhängige Fachschulen und  sog. Ordenshochschulen, in denen die Erziehung des Füh-  Die Besatzungsmächte bekundeten größtes Interesse an  rungsnachwuchses ausschließlich auf dem Boden der NS-  den Reformansätzen. Sie strebten im Sinne der re-educa-  Ideologie erfolgen konnte. Im wissenschaftlichen Bereich  tion eine stärkere Betonung der politischen Bildung im  wurden außerdem eigene Institute gegründet und mit  demokratischen Sinn an sowie eine OÖffnung der Univer-  speziellen Aufgaben betraut, die für den weiteren Ausbau  sität zur Gesellschaft hin. Während in der amerikani-  der NS-Ideologie von Bedeutung waren (z. B. „Reichsin-  schen. (Schwalbacher Richtlinien vom Dezember 1947)  stitut für Geschichte des neuen Deutschland in München“,  und in der britischen Zone (Blaues Gutachten, Hamburg,  gegr. 1936). 1939 hatte die Durchdringung der Universi-  Oktober 1948) umfassende Reformdiskussionen stattfan-  tät mit dem NS-Geist den Höhepunkt überschritten. Die  den und neue Konzepte erarbeitet wurden, zeigte sich die  Kriegszeit bedingte eine zunehmende Lockerung der  mehr pragmatische Einstellung der französischen Besat-  staatlichen Kontrolle. An mehreren Universitäten konn-  zungspolitik in der Neugründung der Universität Mainz  ten sich Widerstandsgruppen von Professoren und Stu-  (1946). Im gewissen Sinne kann auch die Gründung der  denten bilden.  Universität Saarbrücken (1947) in diesem Zusammenhang  gesehen werden.  IM Die Reformdiskussion seit 1945  Das bedeutendste der vorgelegten Reformkonzepte ist  das seither fast legendär gewordene sog. Blaue (Hambur-  Nach dem Zusammenbruch 1945 begann die Reorganisa-  ger) Gutachten, das im Auftrage des Britischen Militär-  tion des Hochschulwesens zunächst unter der Kontrolle  gouverneurs von einem unabhängigen Studienausschuß  und nach den Vorstellungen der vier Besatzungsmächte.  erarbeitet wurde. Darin wurde eindringlich die Verant-  Dabei entwickelten sich die Universitäten und Hochschu-  wortung der Universität für die Gesamtgesellschaft ge-  len auf dem Gebiet der heutigen BRD und der heutigen  fordert. Es klingt heute fast prophetisch, wenn damals  DDR in verschiedene Richtung.  festgestellt wurde: „Es ist unmöglich, neue politische Ka-  Der Wiederaufbau des Hochschulwesens in der DDR be-  tastrophen zu vermeiden, wenn die Akademiker ihre  gann mit strukturellen Veränderungen, welche die Ein-  menschliche Pflicht im Volkskörper nicht zu erfüllen ler-  führung der sog. „Vorstudienanstalten“ zum Inhalt hat-  nen, und eine Hochschule, welche ihre Kraft dieser Auf-  ten; sie wurden von 1949 bis 1962 als Arbeiter- und  gabe entzieht, muß erwarten, eines Tages nicht sachlichen  Bauernfakultäten weitergeführt. Ziel dieser Institutionen  Reformvorschlägen, sondern dem blinden Umsturz gegen-  war zunächst die Vorbereitung von sozial und durch die  überzustehen“ (nach W. Hennis, Die deutsche Unruhe.  Kriegszeit benachteiligten Jugendlichen auf die Hoch-  Studien zur Hochschulpolitik, Ch. Wegner Verlag, Ham-  schule, später besonders die Förderung von Arbeiter- und  burg 1969, S. 10).  Bauernkindern, deren Anteil an der Studentenschaft im  In einem gewissen Gegensatz zu diesen pragmatisch-po-  Verhältnis zum Anteil dieser Bevölkerungsschicht an der  litischen Ansätzen der Hochschulreform vertraten die  Gesamtbevölkerung angehoben wurde (heute etwa 56°%0).  deutschen Universitätskreise.die Überzeugung, daß eine  Reform nur durch Besinnung auf die autonome Bildungs-  Gleichzeitig wurde der Ausbau des. Stipendienwesens be-  gonnen (heute beziehen ca. 90%0 aller Studierenden ein  krafl der Wissenschafl möglich sei. Diese Überzeugung  Stipendium).  wurde von K. Jaspers 1946 programmatisch formuliert:  296
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heblichen Ausmaßen, der aller bis dahin vertretenen Ziel- Die ursprünglich noch kuratoriale Universitätsverfassung
SETZUNg der Universität ohn sprach; den sıch wurde 1949 durch ıne „Vorläufige Arbeitsordnung der
jedoch VO  3 seıten der Universität kei ennenswerter UnLiuversitäten“ abgelöst. Die Veränderung betraf VOT
Wiıderstand erhob allem ıne verstärkte Stellung des Rektors iınnerhalb der

Hochschule. Der unmıttelbare Einflufß des Staates und derDıie Selbstverwaltung wurde durch Einführung des Füh-
rerprinzıps abgeschaftt: die Universitätsrektoren wurden Parteı wurde gesichert durch diıe staatlıche Ernennung
tortan VO Kultusminister ErNaNntX, die Dekane der Fa- VO Prorektoren, terner VO Bibliotheks- und Verwal-
kultäten VO den Rektoren. Der gyröfßte Teıl der Hoch- tungsdırektoren.
schullehrer wurde ın der NS-Dozentenschaft mMen- Dıie Zahl der Hochschulen wurde stark vermehrt. Dıie
gefaßt. Dıie Habilitation WwWar se1it 1934 VO der politi- Studiengänge wurden gestrafit und durch eın für alle
schen Bewährung und dem „Ariernachweıis“ abhängıg. Fächer obligatorisches Grundstudium 1ın marxistısch-leni-
lle „Kommunıisten“, „Nıcht-Arier“ und „Unzuverläs- nıstischer Gesellschaftswissenschaft erganzt.
sıgen“ wurden AUS iıhren Ämtern entfernt „Gesetz Zur In der BR  C begann 1945 die Wiedereröffnung der Unıi-
Wiederherstellung des Berutsbeamtentums“ VO versiıtäiäten zunächst unkoordiniert ın den dreı Besatzungs-
Dıie Entlassungsquote belıet sıch 1mM Reichsdurchschnitt aut on und wurde erschwert durch dıe 1m Zuge der Ent-
fast 15 %/0, einıgen Universiıtäten auf 3209/0 In beson- nazıfızıerung VO den Milıtärregierungen verfügten Ent-
ders hart betroffenen Fächern (Medizın, Biologie, Staats- lassung VO  3 5000 Hochschullehrern. In der britischen
recht, Soziologıie) kam Zur Ausrottung Sanzer For- Besatzungszone konnten sıch schon 1mM September 1945

Vertreter der Uniıiversitäten auf der Rektorenkonterenzschungsrichtungen. Dıiıe bildungspolitische Aktıivität der
Nationalsozialisten erreichte miıt der Schaffung eınes e1ge- ın Göttingen treften, während in der amerikanischen Be-
nen Rei  smınısterıums für Wissenschaft eiınen Höhepunkt. SATtZUNgSZONE erst 1m November 1946 eın solches TIreften

(Heidelberg) möglıch WAaflr, auf dem dıe WiederherstellungDıie Kompetenz der Behörde erstreckte sıch aut dıe
gEsaMTE Personalpolitik der Hochschulen. Bıs 1939 WUur- der Unıversitäten beschlossen wurde. Kurz UVO unı
den 0/9 aller wissenschaftlichen Beamtenstellen 1ım Reıich 1946 hatten sıch Vertreter aller vıer Besatzungszonen

Zu ersten Marburger Hochschulgespräch eıiner erstenumbesetzt. Trotz aller Gleichschaltungsmafßsnahmen g-
lang jedoch die Identifizierung der Hochschule mi1t dem Retormdiskussion getroffen.
Nationalsozijalismus nıcht vollkommen. Deshalb gründete Behinderte Reformansätzeder NS-Staat universitätsunabhängige Fachschulen und
Sox Ordenshochschulen, ın denen die Erziehung des Füh- Dıie Besatzungsmächte ekundeten yröfßtes Interesse
rungsnachwuchses ausschliefßlich aut dem Boden der NS- den Reformansätzen. Sie strebten 1m Sınne der re-educa-
Ideologie erfolgen konnte. Im wissenschaftlichen Bereich tion ıne stärkere Betonung der politischen Bıldung 1mM
wurden außerdem eigene Institute gegründet und mi1t demokratischen Sınn sSOWl1e iıne Offtnung der Univer-
speziellen Aufgaben betraut, dıe tür den weıteren Ausbau sıtät Z Gesellschaft hın Wiährend 1ın der amerıikanı-
der NS-Ideologie VO Bedeutung z „Reıichsin- schen (Schwalbacher Richtlinien VO Dezember 1947stıtut tür Geschichte des Deutschland in München“, und ın der britischen one (Blaues Gutachten, Hamburg,
SCHTI. 939 hatte die Durchdringung der Unıiversıi- Oktober umtfassende Retormdiskussionen stattfan-
Fat IMIT dem NS-Geist den Höhepunkt überschritten. Dıe den und NECUE Konzepte erarbeitet wurden, zeıgte sıch die
Kriegszeıt bedingte ıne zunehmende Lockerung der mehr pragmatiısche Einstellung der £französıschen Besat-
staatlichen Kontrolle. An mehreren Universitäten konn- zungspolitik ın der Neugründung der Universität Maınz
ten sıch Wiıderstandsgruppen VO  i Professoren und Stu- (1946) Im gewıssen Sınne kann auch die Gründung der
denten bilden. UnıLversität Saarbrücken (1947) in diesem Zusammenhang

gesehen werden.
111 Die Reformdiskussion seıit 1945 Das bedeutendste der vorgelegten Reformkonzepte 1st

das seither fast legendär gewordene Soß Blaue (Hambur-
ach dem Zusammenbruch 1945 begann die Reorganısa- ger) Gutachten, das 1M Auftrage des Britischen Milıtär-
tıon des Hochschulwesens zunächst un der Kontrolle OUVEINCUCS VO einem unabhängigen Studienausschufß
und nach den Vorstellungen der vier Besatzungsmächte. erarbeitet wurde. Darın wurde eindringlich die Verant-
Dabel entwickelten sıch die Unıiversitäten und Hochschu- wortung der Universität tür die Gesamtgesellschaft DC-
len auf dem Gebiet der heutigen BRD und der heutigen ordert. Es klingt heute fast prophetisch, WenNnn damals
DDR 1n verschiedene Rıchtung. festgestellt wurde: S 1St unmöglıch, NECUC politische Ka-
Der Wiederaufbau des Hochschulwesens ın der DDR be- tastrophen vermeıden, wenn dıe Akademıiker hre
Sannn mıt strukturellen Veränderungen, welche die Fın- menschliıche Pflicht 1M Volkskörper nıcht erfüllen er-
führung der S1014 „Vorstudienanstalten“ zum Inhalt hat- nenNn, und ıne Hochschule, welche hre raft dieser Aut-
ten; s1e wurden VO 1949 bis 1962 als Arbeiter- und gabe entzıeht, mMu erwarten, eınes Tages nıcht sachlichen
Bauernfakultäten weitergeführt. Ziel dieser Institutionen Reformvorschlägen, sondern dem lınden Umsturz CN-
WAar zunächst dıe Vorbereitung VO  — soz1al und durch dıe überzustehen“ (nach W. Hennıs, Dıie eutsche Unruhe.
Kriegszeıt benachteiligten Jugendlichen auf die Hoch- Studien Z Hochschulpolitik, egner Verlag, Ham-
schule, spater besonders dıe Förderung VO  —$ Arbeiter- und burg 1969, 10)
Bauernkıindern, deren Anteil der Studentenschaft 1m In einem gewıssen Gegensatz diesen pragmatisch-po-
Verhältnis ZU Anteıl dieser Bevölkerungsschicht der litischen Ansätzen der Hochschulreform vertiraten die
Gesamtbevölkerung angehoben wurde (heute eLw2 56 9/0). deutschen Universitätskreise dıe Überzeugung, dafß ıne

Reform 1Ur durch Besinnung auf die autonome Bildungs-Gleichzeitig wurde der Ausbau des. Stipendienwesens be-
SONNCNH (heute beziehen 90 9/9 aller Studierenden eın krafl der Wissenschafl möglıch se1l Dıiese Überzeugung
Stipendium). wurde VO  e} Jaspers 1946 programmatisch formulıiert:
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W  a

»  1€ Zukunft der Universität beruht auf der Wiederer- und der daraus abgeleiteten Autonomieforderung. In den
ihres ursprünglıchen Geistes“ (Programmschrift VO Senat der Technischen Hochschule Braunschweig be-

ZUr Idee der Universıität, Berlin Als Grundkraft schlossenen „Rechtsgrundsätzen tür dıe Universitäten
einer solchen Erneuerung wurde die Von Humboldt g- Ul'ld Hochschulen“ VO Maı 1946, die VO der ord-
forderte „Einheit der Wıssenschaft“ (in der Philosophie) westdeutschen Hochschulkonferenz In Göttingen (28 5:46)
gesehen und der Versuch unternommen, dieser Einheit übernommen wurden, heißt ausdrücklich: „Wenn dıe
durch dıe Einführung eınes „studıum generale“ Ausdruck deutschen Hochschulen den nazıstischen Bestrebungen

geben. Dieser geistesgeschichtlich-ıdeelle Retftormansatz auf Politisierung der Wıssenschaft keinen nachhaltiıgen
1m Sınne eıner Rückkehr ZUuUr Humboldtschen Universı- Wıderstand e  gegensetzen konnten, 1St dies einem
tiätsıdee wurde einmal durch die Kreıise, dıe dem nıcht unerheblichen Teıil darauf zurückzuführen, da{fß hre
lıberalen Biıldungshumanismus nahestanden (besonders Selbstverwaltungsrechte nıcht mehr genügend ausgebaut
der Heıdelberger Kreıs aspers), zZzu anderen 108 Um jede, selbst entfernte Möglıichkeit eınes
durch den Kreıs Guardını un: Steinbüchel, Versuchs der Politisierung auszuschließen, 1St die Wıeder-
welche dıe Einheit der Wıssenschaft 1m Geiste des Neutho- herstellung ıhrer tradıtionellen Rechte und Freiheiten
mM1ısmuUS deuteten. Dıiese Ansätze wurden VO  e} allem An- ıne unbedingte Notwendigkeıt“ (nach Hennıis,
fang S ihrer polıtischen Indiferenz kritisiert. 31)
In der tolgenden eıt setzte sıch jedoch die Restauratıon Aus dieser Feststellung abgeleitet wurde ıne Änderung
ın vollem Umtang durch Dıie durch Hochschulbeiräte des „Rechtscharakters“ der Unıiversität als Schutz
nach dem Muster der englischen „boards“ besonders VO Ühnliche Politisierungsversuche verlangt: dıe Universi-
den Engländern und Amerikanern angestrebte intensıve taten sollten ın Zukunft nıcht Jänger Anstaltscharakter
Verbindung zwıschen Universität und Oftentlichkeit stieiß haben, sondern als Körperschaften öftentlichen Rechts
auf „hinhaltenden Wıderstand, einıge verbale Verbeugun- gelten. Damıt sollte iıne Reduktion des Aufsichtsrechtes

des Staates erreicht werden. In diesem ersten hochschul-SCNH, die ‚gesellschaftlıchen‘ Beziehungen zwıschen Unıi-
versıtät und öftentliıchem Leben durch Uniıiversitätsver- polıtıschen Dokument nach 1945 wırd auch bereits dıe
eine, Beiräte GE  C intensıvieren“ Hennıs, 35) Satzungsgewalt für den Senat gefordert, zumındest 1n
Von der Forderung nach Hereinnahme der Gesellschaft der preufischen Tradıtion eın absolutes Novum und
1n die Unıiversität blieb schließlich dıe Gründung der keine Erneuerung alter Tradıition. In Preußen die
„Universitätsgesellschaften“. Unıiversiıtätssatzungen tast ausnahmslos VO Staat VE -

In dem Jahrzehnt, das auf die erstien Retormansätze lıehen Eın erstier Schritt ın der Loslösung VO staatlıcher
während der Besatzungszeıt folgt, sınd nach heutiger Be- Aufsicht bedeutete schon dıe Forderung nach Abschaffung

des Kurators aut der zweıten Hochschulkonterenz ınurteilung War beachtliche Leistungen ım Wiıederaufbau
der Universitäten erbracht worden die eigentlıche Bünde (Dezember
Chance, eines zukunftsweisenden Neubeginns wurde 6> Zunächst lıeben beide Forderungen unerfüllt, durch sStan-
doch verspielt. Die Restauratıon sSetrtzie sıch durch dıge Wiederholung diese Rechtsauffassungen

der Flagge der einselt1g und tendenz1ı5ös interpre- jedoch ın den tolgenden Jahren Boden Jedenfalls
tierten Humboldtschen Universitätsidee. Heute wırd als wurde 1953 nıcht wıdersprochen, als die Rektorenkon-
Ursache für die gegenwärtige Sıtuation neben krassen terenz ın Berlin erklärte: „Alle ZuUur Westdeutschen Rek-
Versäumnissen un Fehlplanungen VOTr allem dıe Zur torenkonferenz gehörenden Unıiversitäten und och-
Ideologie Vverzerrte Idee der Humboldtschen Universität schulen haben das Recht, sıch hre Satzungen selbst
gesehen: mıt einer „überstrapazierten ‚Autonomıie‘“, der geben.“ Der Landesregjierung sollte lediglich das Bestätı-
„romantıschen Verklärung der ‚Körperschaft‘ als ‚Gemeın- gungsrecht vorbehalten se1n. In der Entwick-
schaft VO  $ Lehrenden und Lernenden‘“ und schließlich lung ständıg wachsender Autonomieforderungen der Uni1-
mMiıt dem „unproportionierten Vorrang der Forschung versıität hat der Staat Ln eın einz1ges Mal mMi1t der Fest-
VOTr der Lehre“ Hennis, Z stellung der „Grundtatsachen“ reagılert AaANSONSTEN

aber durch Schweigen iıne Art Billıgung kundgetan. Als
1954 dıe Rektorenkonferenz in Göttingen hre 1n derAutonomieanspruch: Zurückdrängung des Staates

CX HCM wirkendeAutonomieforderung Empfehlung
Nach dem Zusammenbruch des NS-Staates erschıen kaum „Hochschule un Staat“ veröfftentlıchte, sah sıch dıe Stin-

dıge Konterenz der Kultusminister einer Replik VeIr-eın politischer Bereich suspekt und unglaubwürdiıg w 1e€e
die staatlıche Kulturpolitik. Daher Jag nahe, den anla{st, 1n der W1€e Hennıs ıronısch emerkt Zzu

Staat als solchen als den „Bedroher geistiger Freiheıt, letztenmal der unbestreitbare und eindeutige Rechtszu-
wissenschaftlicher Selbständigkeit sehen“ Hennıis, stand zwıschen Universität und Staat tfestgestellt wırd:

31) Für dıe tolgende Entwicklung des Verhältnisses Die VO Staat finanzıerten Unıiversitäten und och-
Staat-Universität 1St daher das Fehlen eıner ressentiment- schulen seı1en, „auch wenn s1e 1im Selbstverwaltungsbereich
treien Haltung gegenüber dem Staat ebenso charakte- dıe Rechte eıner Körperschaft des öftentlichen Rechts“
ristisch W 1e€e der Versuch der Universıität, den Staat AaUusS hätten, „Einrichtungen des Staates“.
seiner rechtlichen Kompetenz verdrängen. Selbst be] Die Auseinandersetzung dıe körperschaftliche Struk-
einem zaghaften Ansatz Zur Bewältigung der unrühm- EMUY der Uniıiversıität wurde VO allem 1im Namen der
lıchen Rolle der Uniıiversitäten 1mM Dritten Reich wıird der tradıtionsreichen Idee der ‚Gemeıinschaft der Lehrenden
Versuch unternommen, den Anspruch der Universıität auf un ernenden‘ geführt, einer Idee, dıe — nach Hennıiıs
AÄutonomie unterstreichen. Wıe schwach der W Eesit- lediglıch als Leerformel verwendet wurde, der die
deutsche Staat ın der ECersten Phase nach dem Zusammen- deutsche Un1iversität allentalls ın der romantıschen ]Deu-
bruch WAafr, oftenbart sıch 1mM Fehlen jeglichen Protests des Miıttelalters Utto Von Gierke) entsprochen hat
gegenüber dem VO  — der Unıiversıität erhobenen Vorwurf SE recht entsprach dıe Universitätswirklichkeit nach
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1945 nıcht dem Gedanken einer Gemeinschaft zwischen 9 die seiınen Emptehlungen ZU Ausbau der bestehen-
Lehrenden und ernenden. Fuür die deutsche Universıität den Hochschulen dıie letzte Verantwortlichkeit nımmt,

1St der Wissenschaftsrat w 1e Hennıis ın seiner1St 1mM Gegensatz Z angelsächsischen College gerade-
kennzeıichnend, dafß dıe Studenten AaUus$s der Korpora- Analyse der Vorgeschichte dieser Entscheidung zeıgt

t10n der Universität ausgeschlossen Dıie Gemeıiın- 1m Grunde M' nıcht Schöpfer der Idee, sondern
schaft zwıschen Lehrenden und Lernenden stellt sıch ledigliıch Vollzugsorgan eıner längst vorher ın den Emp-
allentalls dort e1n, dıe Studenten Fortschritt der fehlungen der Westdeutschen Rektorenkonferenz (WRK
Wissenschaft unmittelbar beteiligt werden 1m tradı- gefallenen Entscheidung. In der Polıitik der WRK, 1n der
tionellen Rahmen der Universitätsübungen. FEıne Eın- Nn der ständıg wechselnden Miıtglieder keıine Person
flußnahme auf die korporatıve Selbstgestaltung der profiliert hervortritt, bestimmte der „objektive Geıist  C die
Uniiversıität War den deutschen Studenten dagegen se1it Rıichtlinien der Empftehlungen, der „1nN der rage Ausbau
Jahrhunderten verwehrt. „ Wer dıe Formel der KOörper- oder Neubau ıne gradlinıge, nıe VO Anfechtungen BC-
chaft MI1t iıhrer Assozıatıon der Gemeinschaft VO Leh- peınıgte Politik“ verfolgte.
renden und Lernenden gebraucht, betreıibt daher polı- In der Argumentatıon der Vertreter der Universitäten
tische Romantık oder Begriftsrealismus, iındem dıe und wıssenschaftlıchen Hochschulen die Neueın-
Realien dieses Begrifts allerdings in willkürlicher Weiıse riıchtung VO Hochschulen 1m Universitätsrang wurden
selbst bestimmt“ Hennıis, 44) Eın Ühnlicher Pro- VOTr allem Wwel Begründungen mıt wechselndem Pathos
ze{ß wıiederholt sıch se1it einıgen Jahren in dem Versuch wiederholt und allmählich auch dem Bewußftsein der poli-
der Studenten, die sıch dıe Universitätswirklichkeit tischen Entscheidungsinstanzen eingeprägt: durch dıe
MIt der pathetisch vorgetragenen Gemeinschaftstftormel Verteilung der Graduierungsrechte LIEUEC Institutionen
iıdentifizıeren, und 1U iıhrerseits iıhren Platz ın der Kor- droht die Gefahr einer Inflation VO Akademıikern, dıe
poratıon der Lehrenden und Lernenden ordern. dem Ansehen der deutschen Wi;issenschaft im Ausland ab-

träglich seın könnte und durch ıne geplante Schwer-
Ausbau Neubau punktbildung der Neu errıiıchtenden Hochschulen

drohe die Getahr eines „Abgleitens auf Fachschul-
nıyeau“ ebentalls ıne dem Ansehen der deutschenAls ıne der verhängnisvollsten Fehlentscheidungen der

etzten Jahre, dıe unmittelbar der heute nıcht mehr Wissenschaft höchst abträgliıche Entwicklung. Gleichzeintig
bewältigenden Überfüllung der Hochschulen geführt wird konsequent die Polıitik der Kompetenzerweıterung

hat, wırd die Entscheidung für den Ausbau der bestehen- gegenüber dem Staat verfolgt zunächst ın der For-
den Unıiversitäten tür eiınen gleichzeıitigen Neyu- derung, der Staat habe VOT allen Entscheidungen ın och-
bau V“DO  s Unmversitäten gesehen. Dıie Polıitık des Ausbaues schulfragen dıe bestehkenden wıssenschaftlichen och-

schulen konsultieren und diese damıt iındirektwurde besonders VO der Rektorenkonferenz bıs ın dıe
sechzıger Jahre konsequent und mMI1t pathetischer Argu- der Entscheidung beteiligen. Schon 945 warntie dıe
mentatıon 1mM Sınne der „Bewahrung des Ansehens deut- Rektorenkonterenz VO Bestrebungen, „ohne Anhörung

der UnıLıversiıtäiten und wissenschaftliıchen Hochschulenscher Wissenschaft 1m Ausland“ geführt. Eın wıirksames
Instrument War dabel die Verweigerung der Verleihung oder ar deren ausdrückliches Votum kleineren
des Promoti:ons- und Habailitationsrechtes NECUE och- oder nıchtstaatlichen Fachhochschulen das Promotions-
schulen bzw schon bestehende Hochschulen Ww1€e Päd- recht verleihen“ (nach Hennıiıs, 16 Der Wiıder-
agogische und Philosophisch-Theologische Hochschulen. stand der WRK, der sıch besonders pragnant 1n der

Heidelberger Erklärung (4 51) Zur „NeugründungDıie Phase nach 945 verlangte nach Autftbau der
VO Hochschulen“ artıkulierte wurde ın aller SchärteZzerstorten Unıiversitäten aber schon Begınn der

fünfziıger Jahre hätte den Verantwortlichen bewuft WelI- noch auf der Aachener Tagun  5  o der WRK (24 5/)
wiederholt einem Zeitpunkt, dem dıe Folgenden mussen, daß mehr als bloßer Autbau des Alten g-

ordert Wır Die ständıg wachsenden Geburtenziftern eıner solchen Entscheidung den Verantwortlichen hätten
ließen auch ohne iıne Steigerung des Anteıls VO Abıi- klar se1ın mussen. Höhepunkt und gleichzeıt1g „krönen-

den Abschluf®“ fand diese Politik autf der Kölner Tagungturıenten einem Geburtsjahrgang bereits 1 b Mıtte
der fünfziger Jahre mıiıt eıner Überflutung der Hochschu- der WRK, aut der sıch dıe WRK das Votum ihrer Bil-
len durch Studienanfänger rechnen. Dazu kam die be- dungskommıssıon Z Thema „Die wissenschaftliche

Hochschule Begrift und Anerkennung“ eıgendrohliche Verlängerung der Studiendauer, auf dıe Be-
gınn der sechzıger Jahre erstmals hingewiesen wurde. machte. Der Präsident wurde ermächtigt, „auf der Grund-
Von den Folgen her beurteılt, kann daher die Empfeh- age dieses Votums sıch mıiıt den staatlıchen Instanzen

über eın bei Anerkennung VD“O  s& wissenschaftlichen och-lung des Wissenschaftsrates 960 für den Ausbau der be-
stehenden Unıiversıiıtäten für den Neubau VO schulen künflig beachtendes Verfahren“ einıgen,
Unıiversitäten „als der einschneidende Einschnitt der (nach Hennıs, 24) ıne Forderung auf Erweıte-

rung der Entscheidungskompetenz der Hochschulen, dıedeutschen Hochschulpolitik der Nachkriegszeıit“
Hennıs, 15 angesehen werden. Nach Hennıiıs lıegt Je- erfolgreıich WAar (Absprache mıt der Ständıgen Konterenz
doch die Schuld für diese Fehlentscheidung nıcht beim der Kultusminıister, 59)und ın den folgenden Jah
Wissenschaftsrat, sondern eindeutig be] Bund und Läan- ren die Neugründung VO wissenschaftlichen Hochschulen
dern, VO denen dıe Beteiligung der Selbstverwaltungs- erfolgreich blockierte.
körperschaften der deutschen Wissenschaft (WRK,
Deutsche Forschungsgemeinschaft, Max-Planck-Gesell- Absurde Widersprüche?
schaft und Wissenschaftliche Akademıen) hochschul-

Diese Vorgeschichte der Empfehlung um Ausbaupoliıtischen Planungsrecht verantworten 1St Aufßer der
tehlenden Entscheidungskompetenz des Wissenschafts- Neubau setzie sıch geradlınıg in der Politik des Wıssen-
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schaftsrates fort, der 1960 den Startschufß ZU Ausbau c und mehr den Selbstverwaltungsgremien der och-
der bestehenden Hochschulen gab Es 1St die Geschichte schulen überlassen, se1 bedingt durch das Fehlen eıner
der zäihen und konsequenten Erweıiterung der Eigenkom- „exemplarıschen Kultur- und Hochschulpolitik durch ein
petenz der Universität gegenüber dem Staat für die strukturell führendes Land“ Der „Provinzıalısmus der
heute Beginn der siebziger Jahre die Rechnung Hochschulpolitik der deutschen Länder wırd damıt „eıne
bezahlen 1St Die Frage nach dem Schuldigen tür die Mısere strukturell notwendiıge Folge der polıtıschen Verfassung
wırd VO  3 der Unıiversität den Staat verwıesen, der se1- Nachkriegsdeutschlands“ Schelsky, Einsamkeit und
nerselts den Entschlufß ZUuU Bekenntnis nıcht fassen kann. Freiheıit, 177
Das „staatlıche“ esumee: S tührt nıcht weıter, WEeNnN In der Gegenwart wırd diese Entwicklung durch die
der Staat gestern verdächtigt wurde, die Freiheit der Studentenforderung nach völlıger Autonomıie der och-
Universität bedrohen, und heute VO  e den gleichen schulen weıter verstärkt, ohne da{flß darın bisher eıne mÖOÖg-
Leuten herbe Kritik erftfährt, weıl ıhre Reform ıche Gefährdung der Universität gesehen wiırd.
den Willen der akademıschen Selbstverwaltung nıcht Die in den sechziger Jahren einsetzende Erkenntnis, da{fß
schon VOTr Jahren verwirklicht habe An solchen absurden die politischen Instanzen und die Universıiıtäten in der
Wiıdersprüchen eıiner prinzıpıiellen Staatsverdrossenheit Beurteilung der Sıtuation der Hochschulen wıe 1n ihren
und praktischer Staatsüberforderung besteht iın der heu- Vorschlägen ZuUur Retform VeErSsSagt haben, führte
tıgen intellektuellen Diskussion kein Mangel“ (G. Stolten- Akzenten 1n der Reformdiskussion, der sıch ın ımmer
berg, Hochschule, Wissenschaft, Politik. Ullsteinbuch 636, stärkerem Ma{iß auch dıe Studentenschaften und dıe
Frankfurt/M. - Berlin 1968, 8) Assıstenten beteiligten. Hauptthema der gegenwärtıgen
Der Gerechtigkeit halber mui{ß jedoch DESART werden, daß Auseinandersetzung zwiıschen den dıvergierenden Inter-
der Partner Staat sıch die wachsende Anmaßung ESSCNSTUDPPEN der Professoren, Assıstenten, Studenten auf
der Universität nıcht wehrte. Wiährend Hennıis darın der eınen der Politiker aut der andern Seıte 1St dıe
eın politisches Versagen der entsprechenden Instanzen lange verdrängte rage nach dem Verhältnis zwischen
sieht, führt Schelsky diese Schwäche des Staates auf Unıiuyversität und Gesellschaft, insbesondere die Frage nach
die töderalistische Struktur der deutschen Bundesrepublık der Verantwortung der Wissenschaft für die Gesellschaft —
zurück. Dıie Tendenz, Hochschulpolitik durch Hochschul- ıne Frage, die mMit unüberhörbarer Härte VOr allem VO  3

verwaltung und die polıtısche Verantwortung den Studenten gestellt wırd.

Kurzinformationen
für die dıe iındıis  en Mädchen bestimmt waren“. Dıieses Ver-Eınen Bericht über die Ergebnisse der VO: Vatikan angeord-

Untersuchung ber den sogenannten ndischen Nonnen- fahren erd offiziell geruügt, da dadurch . „ Verdächtigungen
handel legte der Sekretär der Kongregation für die Ordens- provoziert“ wurden. Allerdings se1 ın keinem Fall eın Miıfßs-
leute, Pater Heston, 1n einer Pressekonferenz Maı brauch der Miıttel festzustellen SCWCSCIL. Der meısten V1 -

VOTr. Eıne AUS reı Mitgliedern bestehende Kommissıon dächtigte Pater Puthenpura, der allein eın Viertel der Ver-
hatte 1ın Indien un: den europäischen Ländern SOW1e ın mittlungen eingeleitet hatte, erhielt insgesamt eLtwa 75 0ÖÖ
den USA, wohin die Nonnen vermittelt worden 9 ın Damırt habe se1ıne Unkosten gedeckt sSOW1@e eın Institut tür die
mehrmonatiger Arbeit umfangreıiche Recherchen angestellt. Ausbildung VO  —3 Mädchen für westliche Konvente und eın
Aus schriftlichen Berichten VO Biıschöfen, AUS Diskus- Haus für Findelkinder un ledige Multter finanzıert. Abschlie-
s1ıonen miıt Bischöten und 31 Priestern, Au 2774 Frage- Rend wırd die Empfchlung ausgesprochen, daß zukünftig die
bogen Ptarrer un: Ordensgemeinschaften, AUS 12102 yesamte Ausbildung 1ın Indien stattfinden solle Der „kulturelle
die betroffenen Famıilien gesandten Fragebögen un: schliefß- Schock“, die kurze un: uUuNANSCMECSSCHNEC Vorbereıitung und
lich Aaus Untersuchungen ın unmıiıttelbar 1n dıe Vermittlung alsche Arbeıitsweisen ın dcn Sammelzentren seıen die urzeln

der meısten Schwierigkeiten BCWESCNH. Das päpstliche St2Ats-eingeschalteten Institutionen und Kontakten miıt eıner Wel-
zahl VO  3 Novızınnen vgl NCNS, 7/1) CWAUANNCH S1C die sekretarıat wird den iındischen Bischöten den Bericht und dıe
feste Überzeugung, da{fß VO'  — eınem „Nonnenhandel“ nıcht Empfehlungen zusenden. Von den dort ergriffenen Maßnahmen
sprochen werden kann. Zu eiınem ÜAhnlichen Ergebnis WT be- un der Einhaltung STErCNgCICI Bestimmungen wırd der —-

reıits VOT einıger eıt eine VO der iındis  en Regierung e1n- ünftige Eınsatz indıscher Nonnen in Europa abhängen.
Kommissıon gekommen. In dem Bericht wird erwähnt,

daflß bereits November 1969 eine vatıkanısche Unter- Zum vierten Europäischen Katechumenatstreften VO bıs
suchung eingeleitet worden se1 Damals habe Rom jede weıtere Maı 1971 mıt dem Thema „Zugehörigkeıit 7A0he Kırche ın
Vermittlung Als 1M August 1970 die weltweıten Treue ZU!T Kırche der Tradıtion“ kamen 32 Vertreter AUS 8 Läan-
Presseberichte Autsehen vgl H  9 24, 474 ff& habe ern 1n Madrıd Dıie Teilnehmer tauschten iıhre Er-
INan bereits 625 Mädchen AusSs Kerala befragt. Insgesamt sind fahrungen A US ber a4s Zustandekommen und diıe Entwicklung
nach den Unterlagen zwischen 1960 und 1970 1595 Mädchen kleiner Gruppen oder Basisgemeinschaften AUS$S Christen und
nach Europa und den USA gekommen. Knapp chn Prozent Nichtchristen, die siıch jemanden zusammenfinden, der
Von ihnen haben nıcht durchgehalten un!: sınd zurückgekehrt getauft werden möchte. Aus den Erfahrungen und Überlegungen
der haben eiınen bürgerlichen Beruf ergriffen. Eindeutig SsC1 Er- kristallisıerte sıch die Frage heraus: Wıe kann S1| eine solche
wıesen, da{fß ın keinem Fall Eltern der indischen Mädchen Gruppe als Kirche der als Kırche 1M Werden ertahren? Im e1n-

zelinen wollen dıe Teilnehmer Je ach der Sıtuation ıhres LandesGeld verlangt der erhalten hätten. Durch dıe unrichtigen
Presseberichte sejen die Eltern 1mM Grunde die „Hauptleid- folgenden CNS zusammengehörenden Fragen iıhre besondere Auft-
tragenden“, da iıhnen VO  3 Nachbarn der „Verkauf“ ihrer Kın- merksamkeıt schenken: Wıe teılt eiıne solche Gruppe dıe Erfah-

rungen und die Schnsucht der Menschen VO  >; heute? Worın be-der vorgehalten werde. Eınıge der vermiıttelnden Priester en
Jedo! nach dem Bericht „Geld für ihre eıgenen geistigen un steht die Beziehung eıner solchen Gruppe un: dem Wort Gottes?
karitativen Aufgaben VO:  3 den westlichen Konventen verlangt, Wıe können diese gemeınsamen Erfahrungen einen ihnen C“
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